
Stadt Speyer Stand: 28.09.2023 
Bebauungsplan Nr. 069 II Rheinufer Nord Fassung: Frühzeitige Beteiligung 
2. Teilbebauungsplan „Industriehof“ gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB 
mit örtlichen Bauvorschriften  

BEBAUUNGSVORSCHRIFTEN Seite 1 von 16 

 

23-09-28 Bebauungsvorschriften (23-09-28).docx 

Ergänzend zum zeichnerischen Teil gelten folgende planungsrechtliche Festsetzun-
gen und örtliche Bauvorschriften: 

1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I 
S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.07.2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 221) 

▪ Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

▪ Planzeichenverordnung (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

▪ Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBl. S. 
365), zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.12.2022 (GVBl. S. 403) 

▪ Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 
(GVBI. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24.05.2023 
(GVBl. S. 133) 

 

 

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO) 

1.1.1 Allgemeines Wohngebiet WA (§ 4 BauNVO) 

Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind un-
zulässig. 

1.1.2 Urbane Gebiete MU1 bis MU9 (§ 6 a BauNVO) 

1.1.2.1 Der Anteil der Geschossfläche in Gebäuden, der für Wohnungen verwendet werden 
darf, wird begrenzt auf  

▪ max. 50% im MU1, 
▪ max. 15% im MU2, 
▪ max. 60% im MU3 und 
▪ max. 85% im MU4, MU7 und MU9. 

Ausnahmen davon können zugelassen werden, sofern die angestrebte Nutzungsmi-
schung im jeweiligen urbanen Gebiet nachgewiesen bleibt. 

1.1.2.2 Hinsichtlich der Durchmischung sind die urbanen Gebiete MU6 und MU8 als Einheit 
zu betrachten. 

1.1.2.3 Sexshops, Bordelle und bordellartige Betriebe sind unzulässig. 

1.1.2.4 Vergnügungsstätten und Tankstellen sind unzulässig. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO) 

1.2.1 Das Maß der baulichen Nutzung ist der Planzeichnung zu entnehmen und wird be-
stimmt durch den angegebenen Wert  
▪ der Grundflächenzahl (GRZ) [wird zur Offenlage ausgearbeitet], 
▪ der Gebäudehöhe (GH) und  
▪ in Teilbereichen der Gebäudeunterkante (UK). 
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1.2.2 In den urbanen Gebieten darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen 
von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 
sowie bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrund-
stück lediglich unterbaut wird, überschritten werden, wenn die Einhaltung der Gren-
zen zu einer Erschwerung der zweckentsprechenden Grundstücksnutzung führen 
würde. 

1.2.3 Im allgemeinen Wohngebiet WA darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflä-
chen von baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche (z. B. Tiefgaragen) 
bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden. 

1.3 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) 

1.3.1 Als Gebäudehöhe (GH) gilt der höchste Punkt der Dachfläche bzw. des jeweiligen 
Gebäudes/Gebäudeabschnitts bezogen auf Meter über Normalnull (m ü. NN). 

1.3.2 Im urbanen Gebiet MU7 gilt für den Teilbereich des Baufensters mit dem Eintrag GH 
106,0 / 109,5, dass die Gebäudehöhe auf mindestens 50% der Gebäudelänge maxi-
mal 106 m ü. Normalnull betragen darf. 

1.3.3 Im allgemeinen Wohngebiet WA sind Hausgruppen mit einheitlicher Gebäudehöhe 
zu errichten. 

1.3.4 In den festgesetzten Teilbereichen für Aufstockungen (A) dürfen Gebäudeteile mit 
mehr als 10° Dachneigung (einschließlich Tondächer) die zulässige Gebäudehöhe 
(GH) ausnahmsweise um maximal 2,0 m überschreiten. 

1.3.5 Aufständerungen von Kollektoren zur Sonnenenergiegewinnung (Photovoltaik, Solar-
thermie) dürfen die realisierte Gebäudehöhe um maximal 0,5 m überschreiten. Maß-
geblich hierfür ist die obere Dachbegrenzungskante des jeweiligen Gebäudeteils. 

1.3.6 Technisch bedingte Anlagen (wie z. B. Aufzugsüberfahrten, Lüftungen, Wärmepum-
pen usw.) dürfen die realisierte Gebäudehöhe um bis zu 2,0 m überschreiten, wenn 
sie von der äußersten Dachkante mindestens 2,0 m zurückversetzt sind. Sie dürfen 
in der Summe nicht mehr als 1% der jeweiligen Gebäudegrundfläche überschreiten. 

1.3.7 In den Teilbereichen mit einer festgesetzten Gebäudeunterkante (UK) sind nur 
schwebende Gebäudeteile (z. B. Laubengang, Verbindungssteg) ab der festgesetz-
ten Mindesthöhe zulässig. Die Mindesthöhe ist bezogen auf Meter über Normalnull 
(m ü. NN). Abweichend hiervon kann in begründeten Fällen (z. B. Treppenhaus, 
Aufzug) auf die Einhaltung der Mindesthöhe auf max. 30% der Länge verzichtet 
werden. 

1.4 Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 

Im allgemeinen Wohngebiet WA wird eine abweichende Bauweise festgesetzt, wo-
bei die Gebäudelänge auf 45,0 m begrenzt wird. Im allgemeinen Wohngebiet WA 
sind ausschließlich Hausgruppen zulässig. 

1.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO) 

1.5.1 Vorbauten (z. B. Wände, Erker, Balkone, Tür- und Fenstervorbauten) dürfen die 
Baugrenzen ausnahmsweise bis maximal 5,0 m Länge und bis maximal 1,5 m Tiefe 
überschreiten. Die Überschreitung wird in der Summe auf ein Drittel der jeweiligen 
Außenwand begrenzt. Der Mindestabstand zu den mit einem Geh- und Fahrrecht zu 
belastenden Flächen beträgt 1,0 m. 
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1.5.2 Rankgerüste für Fassadenbegrünungen dürfen die Baugrenzen ausnahmsweise bis 
maximal 0,5 m Tiefe überschreiten. Der Mindestabstand zu den mit einem Geh- und 
Fahrrecht zu belastenden Flächen beträgt 1,0 m. 

1.5.3 Fluchttreppen, die aus Brandschutzgründen erforderlich sind, dürfen in den urbanen 
Gebieten MU1, MU2, MU5, MU6, MU7 und MU9 die Baugrenzen ausnahmsweise 
überschreiten. Der Mindestabstand zu den mit einem Geh- und Fahrrecht zu belas-
tenden Flächen beträgt 1,0 m. Für denkmalgeschützte Gebäude sind die Belange 
des Denkmalschutzes zu berücksichtigen. 

1.6 Garagen, Carports, Tiefgaragen, Stellplätze und Nebenanlagen 
(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB; §§ 12, 14 und 23 BauNVO)  

1.6.1 Garagen, Carports und PV-Überdachungen sind nur innerhalb der Baufenster bzw. 
in der dafür festgesetzten Zone (ST/CP) zulässig. 

1.6.2 Tiefgaragen sind im gesamten Plangebiet auch außerhalb der Baufenster zulässig. 

1.6.3 Hochbaulich in Erscheinung tretende Nebenanlagen nach § 14 (1) BauNVO müssen 
von den mit einem Geh- und Fahrrecht zu belastenden Flächen 0,5 m Abstand ein-
halten. 

1.6.4 Nebenanlagen über 25 m³ Bruttorauminhalt sind im allgemeinen Wohngebiet (WA) 
nur innerhalb der Baufenster zulässig. 
[Die Festsetzungen zu den Nebenanlagen werden zur Offenlage ergänzt.] 

1.7 Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 BauGB i. V. m. § 9 (3) BauGB) 

Die als Platzflächen festgesetzten Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
sind anteilig von baulichen Anlagen freizuhalten und zu begrünen. Der unbefestigte 
und begrünte Anteil beträgt mindestens 

▪ 70% auf dem Quartiersplatz, 
▪ 40% auf dem Boulevard und dem Marktplatz, 
▪ 20% auf dem I-Hof-Platz und auf dem Werksplatz. 

1.8 Öffentliche Grünfläche (§ 9 (1) Nr. 15 und 16 BauGB) 

Die öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Park“ ist parkartig multifunkti-
onal zu gestalten und zu unterhalten. Innerhalb dieser Fläche sind offene Entwässe-
rungsgräben und Retentionsflächen (z. B. Retentionsbecken) sowie zweckgebun-
dene bauliche Anlagen, Spielgeräte, Fußwege und Bewegungsflächen zulässig. Be-
festigte Flächen sind zur Versickerung des nicht schädlich verunreinigten Regen-
wassers in einer wasserdurchlässigen Bauweise (z. B. Pflaster mit Rasenfugen bzw. 
anderen wasserdurchlässigen Fugen, Schotterrasen, wassergebundene Decke) 
auszuführen. Asphaltierte oder betonierte Flächen sind ausnahmsweise zulässig, 
sofern sie als Notzufahrt oder für Wendevorgänge dienen. 

1.9 Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung 
des Wasserabflusses (§ 9 (1) Nr. 16 und (6) BauGB) 

Der vorhandene Schutzdamm ist in dem festgesetzten Bereich zu erhalten. Bei Ver-
änderungen des Dammes ist ein entsprechender Ersatz zu leisten, so dass im Falle 
eines Hochwassers ein vergleichbarer Schutz gewährleistet werden kann. Jegliche 
Veränderung oder Maßnahme in diesem Bereich ist mit der zuständigen Behörde 
abzustimmen. 
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1.10 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

1.10.1 Wege-, Hof- und Stellplatzflächen sowie deren Zufahrten sind zur Versickerung des 
nicht schädlich verunreinigten Regenwassers in einer wasserdurchlässigen Bau-
weise mit einem mittleren Abflussbeiwert von maximal 0,6 (z. B. Rasenwaben, 
Schotterrasen, wassergebundene Decke, begrüntes Rasenpflaster, Pflaster mit Ra-
senfugen bzw. anderen wasserdurchlässigen Fugen, Steinpflaster im Sandbett) 
auszuführen. Flächen von deren Nutzung eine Grundwassergefährdung ausgeht, 
sind hiervon ausgenommen. Ausgenommen sind auch Flächen, die vor Grundwas-
sereinträgen geschützt werden müssen. 
Hinweis:  
Zum Schutz vor Überhitzung sollen möglichst helle Beläge verwendet werden. 

1.10.2 Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Außenbauteile sind im Bebauungsplangebiet nur 
zulässig, wenn sie beschichtet oder derart behandelt sind, dass eine Kontamination 
des Bodens oder des Gewässers, in das anfallendes Oberflächenwasser eingeleitet 
wird, dauerhaft ausgeschlossen werden kann. 

1.10.3 Zur Vermeidung von Vogelkollisionen sind transparente Glasflächen mit Sicht auf 
dahinter befindliche Vegetationsbestände oder den durchscheinenden freien Him-
mel unzulässig. Ebenso sind spiegelnde Glas- und/oder Metallflächen unzulässig, 
welche Vegetation oder den freien Himmel reflektieren. Darüber hinaus sind bei ei-
ner Fensterfläche ab 2 m² reflexionsarme Gläser mit einem Reflexionsgrad von 
maximal 15 % zu verwenden sowie äußere Strukturen des Gebäudes mit opaken, 
vertikalen und horizontal gliedernden Elementen zu schaffen, die einer Transparenz 
des Gebäudes entgegenwirken und so die Anfluggefahr von Vögeln deutlich herab-
setzen. Ergänzend sind Sonnenschutz-Anlagen und innere Blendschutz-Vorrichtun-
gen vorzusehen, die einer Transparenz des Gebäudes ebenfalls entgegenwirken 
und Vogelanflüge verringern. 

1.10.4 Innerhalb des Geltungsbereichs sind 10 Höhlen- bzw. Koloniekästen für den 
Haussperling sowie 3 Höhlenkästen für den Star anzubringen. Die Kästen sind in 
einer Höhe von 2,0 bis 5,0 m je nach Bauart an Gehölzbeständen oder Gebäuden 
zu installieren. Beim Anbringen ist darauf zu achten, dass das Einflugloch vor direk-
ter Sonneneinstrahlung geschützt und von der Wetterseite abgewandt ist, d. h. die 
günstigste Ausrichtung ist Südosten. Die Anflugschneise sollte dabei mindestens 
2,0 m frei sein. Nisthilfen von gleicher Bauart sollten in Abständen von mindestens 
10,0 m aufgehängt werden. Die Nistkästen sind jährlich im Herbst über einen Zeit-
raum von 30 Jahren zu reinigen. 

1.10.5 Innerhalb des Geltungsbereichs sind 10 Fledermauskästen fachgerecht an Gehölz-
beständen oder Gebäuden anzubringen. Die Anflugschneise sollte dabei mindes-
tens 2,0 m frei sein. 

1.10.6 Die obersten Dachflächen sind vollständig zu begrünen. Abweichend hiervon kann 
im Bereich von technischen Anlagen, Terrassen- und Erschließungsflächen auf die 
Begrünung verzichtet werden. Die Andeckung erfolgt mit einem basenreichen Sub-
strat von mindestens 30 cm Höhe. Zur Entwicklung eines extensiven, trockenen und 
mageren Standorts erfolgt die Ansaat mit einer Regiosaatgutmischung (z. B. Grund-
mischung, Magerrasenvariante, Feldrain und Saum). Das Substrat der Vegetations-
schicht ist entsprechend gering zu halten (ca. 5 cm) und die Dränschicht daran an-
zupassen (ca. 25 cm). Die Pflege erfolgt mit einer ein- bis zweischürigen Mahd/Jahr. 
Eine Düngung und Bewässerung sind nicht erforderlich. Eine Kombination mit Anla-
gen zur Energieerzeugung oder -einsparung ist zulässig. Von der Verpflichtung zur 
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Dachbegrünung kann in begründeten Einzelfällen (z. B. Denkmalschutz) abgesehen 
werden. 

1.10.7 Garagen, Carports sowie Flachdächer von Tiefgaragenzufahrten sind mit einer Min-
destsubstratschicht von 10 cm zu begrünen. Ausgenommen hiervon sind PV-Über-
dachungen. 

1.10.8 Sockelgeschosse sind auf mindestens 70% der Dachfläche mit einer Substrat-
schicht von mindestens 60 cm zu überdecken und intensiv zu begrünen. Bei Baum-
pflanzungen ist eine mindestens 1,0 m mächtige Substratschicht erforderlich. Eine 
Kombination mit Anlagen zur Energieerzeugung oder -einsparung ist zulässig. 

1.10.9 Tiefgaragen sind mit einer Substratschicht von mindestens 60 cm zu überdecken 
und intensiv zu begrünen. Bei Baumpflanzungen ist eine mindestens 1,0 m mäch-
tige Substratschicht erforderlich. Die Abmessung eines Baumquartiers beträgt min-
destens 1,8 m x 1,8 m. Die begrünte Tiefgaragenfläche muss mindestens 70% der 
Tiefgaragenfläche, die nicht von Hauptgebäuden überbaut ist, betragen. Dabei ist je 
angefangene 100 m² begrünte Tiefgaragenfläche ein standortgerechter, mittelstäm-
miger Laubbaum (Stu 18-20 cm, 3 x v) zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei 
Abgang artgleich zu ersetzen. 

1.11 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB) 

1.11.1 Die privaten Verkehrsflächen dienen als Platzflächen. Sie sind mit einem Geh- und 
Fahrrecht zugunsten der Allgemeinheit und einem Leitungsrecht zugunsten der An-
lieger bzw. der Leitungsträger zu belasten. 

1.11.2 Die Flächen R1 dienen als Nebentrassen. Sie sind mit einem Geh- und Fahrrecht 
zugunsten der Allgemeinheit und einem Leitungsrecht zugunsten der Anlieger bzw. 
der Leitungsträger zu belasten. Die Zugänglichkeit der Flächen ist zu gewährleisten. 

1.11.3 Durch die öffentliche Grünfläche F1 und durch das urbane Gebiet MU3 sind Verbin-
dungswege gemäß Planzeichnung (R2) zugunsten der Allgemeinheit herzustellen. 
Von der Lage und der Dimensionierung der Wege kann abgewichen werden, sofern 
die Verbindungsfunktion erhalten bleibt. Die Zugänglichkeit der Flächen ist zu ge-
währleisten. 

1.11.4 Die Fläche R3 im Zufahrtsbereich ist mit einem Leitungsrecht zugunsten der Anlie-
ger bzw. der Leitungsträger zu belasten. Sie ist von hochbaulichen Anlagen sowie 
von tiefwurzelnden Bäumen und Sträuchern freizuhalten. Die Zugänglichkeit der 
Flächen ist zu gewährleisten. 

1.12 Installation von Solaranlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB) 

Auf den Dachflächen sind bei Dachneigungen zwischen 0° und 10° Kollektoren zur 
Sonnenenergiegewinnung (Photovoltaik, Solarthermie) zu installieren. Die nachzu-
weisende Kollektorfläche beträgt mindestens 30% der Gebäudegrundfläche. Eine 
Kombination mit Dachbegrünung ist zulässig. Von der Verpflichtung zur Installation 
von Solaranlagen kann in begründeten Einzelfällen (z. B. Denkmalschutz, Verschat-
tung, nordexponierte Dachflächen) abgesehen werden. 

1.13 Pflanzgebote und Pflanzerhalt (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB) 

1.13.1 Die öffentlichen Grünflächen F1 sind als Extensivgrünland anzusäen, zu begrünen 
und zu unterhalten. Je angefangene 110 m² Fläche ist ein hochstämmiger Laub-
baum (Stu 18-20 cm, 3 x v) oder gruppen- bzw. heckenartig drei standortheimische 
Sträucher (60-100 cm, 2 x v) gemäß Pflanzliste im Anhang zu pflanzen und dauer-
haft zu erhalten.  
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1.13.2 Stellplätze sind mit Bäumen zu überstellen. Je 4 Stellplätze ist ein hochstämmiger 
Laubbaum (3 x v) mit einem Mindeststammumfang von 18-20 cm gemäß Pflanzliste 
im Anhang zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang artgleich zu ersetzen. 
Jeder Baum ist in eine mindestens 10 m² große Baumscheibe mit ausreichender 
Belüftung und Bewässerung zu pflanzen. In begründeten Fällen (z. B. Gefahr von 
Schadstoffeinträgen) kann auf die Bepflanzungen verzichtet werden. Die Anpflanz-
gebote gemäß Ziffer 1.13.4 können hierauf angerechnet werden. 

1.13.3 Im allgemeinen Wohngebiet WA sind je angefangene 250 m² Grundstückfläche ein 
standortgerechter, halbstämmiger Laubbaum mit mindestens 18-20 cm Stammum-
fang (3 x v) gemäß Pflanzliste im Anhang zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei 
Abgang artgleich zu ersetzen. Zudem sind die gärtnerisch anzulegenden Freiflächen 
der Baugrundstücke zu mindestens 20% mit freiwachsenden, standortheimischen 
Gehölzen oder Sträuchern gemäß Pflanzliste im Anhang zu bepflanzen. Die Grund-
stücke von Hausgruppen innerhalb einer gemeinsamen überbaubaren Grundstücks-
fläche (Baufenster) gelten dabei als ein Gesamtgrundstück. 

1.13.4 Die durch Pflanzgebot festgesetzten Einzelbäume sind als hochstämmige, standort-
gerechte und heimische Laubbäume (3 x v) mit mindestens 18-20 cm Stammum-
fang zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang artgleich zu ersetzen. Die 
Baumstandorte können in begründeten Fällen um bis zu 5 m verschoben werden. 

1.13.5 Gemäß der Planzeichnung sind die gekennzeichneten Einzelbäume dauerhaft zu 
erhalten und zu pflegen. Ist ein Baum abgängig oder muss ein Baum in begründeten 
Fällen entfernt werden, so ist an dessen Stelle oder alternativ im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans ein standortheimischer Baum mit mindestens 18 – 20 cm 
Stammumfang gemessen in 1,0 m Höhe gemäß Pflanzliste im Anhang nachzupflan-
zen. Die Traufbereiche der Bäume sind von Versiegelung sowie von Aufschüttungen 
und Abgrabung freizuhalten. 

1.14 Lärmschutz (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB) 

[Die Festsetzungen zum Lärmschutz werden zur Offenlage ergänzt.] 
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2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

Rechtsgrundlagen 

▪ Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBl. S. 
365), zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.12.2022 (GVBl. S. 403) 

▪ Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 
(GVBI. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24.05.2023 
(GVBl. S. 133) 

 
 

2.1 Dächer und Fassaden (§ 88 (1) Nr. 1 LBauO) 

2.1.1 Entsprechend Planeintrag im Baufenster sind in einzelnen Bereichen ausschließlich 
Flachdächer (FD) mit 0° bis 10° Dachneigung zulässig. In den festgesetzten Teilbe-
reichen für Aufstockungen (A) sind Flachdächer zulässig, andere Dachformen können 
hier ausnahmsweise und in Abstimmung mit der Denkmalpflege zugelassen werden 
(siehe auch Ziffer 1.3.4). In den übrigen Baufenstern ist die Dachform unter Berück-
sichtigung der Belange des Denkmalschutzes frei wählbar. 

2.1.2 Garagen und Carports sind ausschließlich mit 0° bis 10° Dachneigung zulässig. 

2.1.3 Aufständerungen von Kollektoren zur Sonnenenergiegewinnung (Photovoltaik, Solar-
thermie) mit mehr als 0,3 m Aufbauhöhe sind ausschließlich auf Dächer mit 0° bis 10° 
Dachneigung zulässig.  

2.1.4 Überwiegend geschlossene Wandflächen ab 25 m² Fläche sind zu begrünen. Bei der 
Flächenermittlung sind solche Flächen zu berücksichtigen, die durch ein Rechteck 
umschrieben werden können, eine Mindestbreite von 4,0 m und eine Mindesthöhe 
von 4,0 m aufweisen. Die Fassadenbegrünung kann durch bodengebundene, wand-
gebundene oder sonstige Wandbegrünungen erfolgen. 

Als bodengebundene Wandbegrünungen gelten rankende und schlingende Pflan-
zen mit Rankhilfe sowie selbstklimmende Pflanzen ohne Rankhilfe gemäß beigefüg-
ter Pflanzliste. Als Richtwert gilt 1 Kletterpflanze/2,5 lfm Fassadenlänge, sofern die 
Wuchshöhe mind. 75% der zu begrünenden Fassadenhöhe entspricht. Die Pflanz-
beete sind ausreichend zu dimensionieren (mind. 0,5 m² groß und mind. 50 cm tief). 
Der durchwurzelbare Bodenraum muss mindestens 1,0 m³ betragen. Es ist zulässig, 
maximal die Hälfte des Pflanzbeetes mit wasserdurchlässigem Pflaster zu befesti-
gen. 

Die Bepflanzungen sind zu pflegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu erset-
zen. 

2.2 Sichtbare Wandhöhe (§ 88 (1) Nr. 1 LBauO) 

Die sichtbare Wandhöhe im WA wird auf 7,0 m begrenzt. Als unterer Bezugspunkt 
gilt die Geländeoberkante nach Herstellung der Baumaßnahme. Als oberer Bezugs-
punkt gilt die Brüstungsoberkante. Über die zulässige Wandhöhe von 7,0 m hinaus 
sind weitere Geschosse zulässig, sofern der Rücksprung auf mindestens 70% der 
Gebäudelänge mindestens 3,0 m beträgt. Die Wandhöhe kann im Bereich der Ge-
bäudestirnseiten ausnahmsweise überschritten werden. 
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2.3 Werbeanlagen (§ 88 (1) Nr. 1 und 2 LBauO) 

2.3.1 Werbeanlagen an Gebäuden sind nur an der Fassade zulässig und müssen einen 
Abstand von 0,80 m zum oberen Abschluss der Fassade einhalten. 

2.3.2 Werbeanlagen auf Dächern, mobile Werbeanlagen, Booster (Lichtwerbung am Him-
mel), sonstige Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder grellem Licht bezie-
hungsweise fluoreszierenden Farben sind unzulässig. 

[Die örtlichen Bauvorschriften zu freistehenden Werbeanlagen werden zur Offenlage 
ergänzt.] 

2.4 Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke (§ 88 (1) Nr. 3 LBauO) 

2.4.1 Die unbebauten Flächen bebauter Grundstücke sind, sofern sie nicht als Zufahrt, 
Lagerfläche oder Nebenanlage genutzt werden, zu begrünen bzw. gärtnerisch anzu-
legen und dauerhaft zu pflegen. 

Hinweis: 
Flächenabdeckungen mit Schotter / Kies zur Gestaltung der Gartenflächen (z. B. 
Schottergärten) sind gemäß § 10 (4) LBauO und § 21a S. 2 LNatSchG nicht zulässig. 

2.4.2 Nebenflächen wie Mülltonnenplätze, Abfallplätze und Lagerplätze sind dauerhaft ab-
zuschirmen und gegen direkte Sonneneinstrahlung zu schützen. Die Anlagen zur 
Abschirmung sind – sofern es sich bei diesen nicht bereits um Gehölze (Hecken) 
handelt – zu begrünen (Kletterpflanzen oder Spalierbäume). 

2.5 Einfriedungen (§ 88 (1) Nr. 3 LBauO) 

2.5.1 In den urbanen Gebieten MU1 bis MU9 sind Einfriedungen unzulässig. In begründe-
ten Fällen (z. B. zum Schutz vor Vandalismus, zur Gefahrenabwehr, aus betriebsbe-
dingten Gründen, aus Sicherheitsgründen) sind Einfriedungen bis maximal 1,80 m 
Höhe zulässig. 

2.5.2 Im allgemeinen Wohngebiet WA wird die Höhe der Einfriedungen auf maximal 
1,20 m begrenzt.  

2.5.3 Maschendraht-, Draht- und Stabgitterzäune sind mit Rankpflanzen oder mit Hecken 
zu begrünen. Der Abstand von Hecken und Hinter- oder Vorpflanzungen zur öffentli-
chen Verkehrsfläche beträgt mindestens 0,50 m. 

2.5.4 Stacheldraht und Kunststoff sind unzulässig. 

[Die örtlichen Bauvorschriften zu den Einfriedungen werden zur Offenlage ergänzt.] 

2.6 Außenantennen (§ 88 (1) Nr. 6 LBauO) 

Außenantennen und/oder Parabolanlagen sind an einem Standort am Gebäude zu 
konzentrieren und nur auf Dachflächen zulässig. Sie sind in einem Abstand von der 
äußeren Dachkante zu positionieren, der mindestens das 1,5-fache ihrer Höhe be-
trägt. Für denkmalgeschützte Gebäude sind die Belange des Denkmalschutzes zu 
berücksichtigen. 
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3 NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN, VERMERKE UND KENNZEICHNUNGEN 

3.1 Kulturdenkmale 

Im Plangebiet sind folgende Kulturdenkmale gemäß § 2 DSchG vorhanden: 

▪ Franz-Kirrmeier-Straße 18a (PGIS ID 77465) – Einzeldenkmal (D1) 
Beschreibung: 
Mansarddach-Villa, hausteingegliederter Backsteinbau, 1910 von Arch. Ludwig 
Moos; bauzeitlicher Eisenzaun 

▪ Franz-Kirrmeier-Straße 18a/19 (PGIS ID 84708) – bauliche Gesamtanlage (D2) 
Beschreibung: 
Ehemalige Celluloidfabrik Kirrmeier & Scherer (Industriehof), 1897-1969 (bauli-
che Gesamtanlage), Eisenbeton- und Backsteinbauten u. a. mit Wäscherei (Hol-
länderhaus), 1907; Neue Nitrierung, 1944; Direktorenvilla, 1910 von Arch. Lud-
wig Moos, mit Garten 

Die Erhaltung der Kulturdenkmale in ihrem überlieferten Erscheinungsbild liegt im öf-
fentlichen Interesse. Es wird darauf hingewiesen, dass bei Kulturdenkmalen höhere 
Anforderungen an die Erhaltung des Erscheinungsbildes gestellt werden können. Vor 
baulichen Eingriffen, wie auch vor der Veränderung des Erscheinungsbildes von Kul-
turdenkmalen ist nach der vorherigen Abstimmung mit dem Landesamt für Denkmal-
pflege eine denkmalrechtliche Genehmigung erforderlich. 

3.2 Lage in der Schutzzone des Rheinhauptdeiches 

Das Plangebiet befindet sich in der 150 m Schutzzone des Rheinhauptdeiches, so 
dass für Maßnahmen innerhalb dieser landseitigen Schutzzone des Rheinhauptdei-
ches eine Genehmigung nach Rheindeichordnung erforderlich ist. 

3.3 Lage im überschwemmungsgefährdeten Bereich des Rheins 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt innerhalb des überschwemmungs-
gefährdeten Bereichs des Rheins (Risikogebiet im Sinne des § 73 Abs. 1 Satz 1 des 
Wasserhaushaltegesetzes). 

3.4 Lage im Erlaubnisfeld für Kohlenwasserstoffe „Römerberg“ 

Das Plangebiet liegt im Bereich des Erlaubnisfelds für Kohlenwasserstoffe "Römer-
berg". Inhaberin der Berechtigung ist die Firma Palatina GeoCon GmbH & Co. KG, 
Siemensstraße 18 in 67346 Speyer. 
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4 HINWEISE 

4.1 Altlasten 

Für die Flurstücke Nrn. 4843/20 und 4887/12 (Fußweg) ist Folgendes zu beachten: 
Im Falle einer Neunutzung des Fußweges als Kinderspiel- oder Versicherungsfläche 
ist der östliche Teil des Weges (Flurstück Nr. 4843/20) hinsichtlich schlackenartiger 
Auffüllungen zu überprüfen. Schlackenartige Auffüllungen sind bei vorgenannter 
Neunutzung zu beseitigen oder zu sichern. Sofern keine Neunutzungen oder 
Mischnutzungen (Wohnen und Gewerbe) geplant sind, bedarf es keiner weiteren 
Maßnahmen. 

Für die Flurstücke Nrn. 4887/7, 4887/9, 4887/16 und 4887/10 (Industriehof) ist Fol-
gendes zu beachten: 

▪ Da die geplanten Umnutzungen in Teilabschnitten erfolgen, ist für den jeweiligen 
vorhabenbezogenen Bauantrag im Einzelfall mittels Nutzungsrecherche zu prü-
fen, ob eine Umweltgefährdung durch potentielle Bodenbelastungen vorliegt. 
Sollten die Recherchen Gefährdungspotential ausweisen, sind darauf abge-
stimmte Boden- und Bodenluftuntersuchungen durchzuführen (Grundwasserun-
tersuchungen nur im Verdachtsfall erforderlich). Ggf. erforderliche Sanierungs- 
und Sicherungsmaßnahmen resultieren aus den jeweiligen Untersuchungser-
gebnissen. 

▪ Im Rahmen der Neunutzung sind dauerhaft entsiegelte Bereiche hinsichtlich 
schlacken- und aschenhaltiger Auffüllungen zu überprüfen und im Einzelfall das 
bestehende Gefährdungspotential zu bewerten. Ggf. sind Aschen und Schla-
cken zu beseitigen oder zu sichern mittels z. B. Überschüttung. 

▪ Bei Eingriffen in die Grundwasserschwankungszone können im nördlichen 
Grundstücksbereich organoleptisch auffällige und belastete Böden auftreten (Ur-
sache: ehemalige Schwellenbeize). 

▪ Bei Eingriffen in die Sättigungszone ist im nördlichen Grundstücksbereich von 
belastetem Grundwasser (Ursache: ehemalige Schwellenbeize) auszugehen.  

▪ Im nördlichen Grundstücksbereich (Flst. Nr. 4887/10) sowie für die westliche 
Verlängerung (Gebäude 141 sowie 81A und B) sind Entsiegelungsmaßnahmen 
auf ein Minimum zu reduzieren, um eine Durchsickerung PAK-belasteter Böden 
zu vermeiden. 

▪ Im nördlichen Grundstücksbereich (Flst. Nr. 4887/10) sowie für die westliche 
Verlängerung (Gebäude 141 sowie 81A und B) sind bei tiefreichenden Baumaß-
nahmen und Durchstoßen der abdichtenden Tonsperre erhöhte Schadstoffge-
halte (leichtflüchtige PAK) in der Bodenluft möglich. Ggf. sind gebäudetechni-
sche Abdichtungen erforderlich. 

▪ Bei Neunutzungen alter Bestandsgebäude ist für den jeweiligen vorhabenbezo-
genen Bauantrag im Einzelfall zu prüfen, inwieweit gesundheitsgefährdende 
Schadstoffe vorliegen. Ggf. sind ein Schadstoffkataster zu erstellen und darauf 
aufbauend mögliche Sanierungs- oder Sicherungsmaßnahmen zu erarbeiten. 

[Der Hinweis wird zur Offenlage für die Flurstücke Nrn. 4888/21, 4888/19 und 4888/14 
(Gewerbehof Dr. Pfirrmann) sowie für die Flurstücke Nrn. 4424/15, 4384/94, 4843/8, 
4382/34 und 4843/18 (Brachfläche Dupré etc.) entsprechend den noch ausstehenden 
Untersuchungen ergänzt.] 

4.2 Sichtfelder an Grundstückszufahrten 

Die privaten Grundstückseigentümer oder Mieter haben dafür Sorge zu tragen, dass 
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im Bereich von Grundstückseinfahrten eine ausreichend Ein- und Ausfahrtssicht ge-
währleistet wird. Beeinträchtigungen beispielsweise durch Bepflanzungen über 
0,80 m sind auszuschließen. 

4.3 Freiflächengestaltplan 

Mit Abgabe des Bauantrags ist ein Freiflächengestaltplan einzureichen. 

4.4 Anpflanzungen 

Gemäß § 178 BauGB kann die Gemeinde den Eigentümer durch Bescheid ver-
pflichten, sein Grundstück innerhalb einer zu bestimmenden angemessenen Frist 
entsprechend den nach § 9 (1) Nr. 25 BauGB getroffenen Festsetzungen des Be-
bauungsplans zu bepflanzen. 

4.5 Umwelt- und Artenschutz 

Gehölzentnahmen bzw. Rodungsarbeiten sind generell in der vegetationsfreien Zeit 
(01. Oktober bis 28./29. Februar) durchzuführen, um das Eintreten von artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbeständen zu vermeiden. 

Um Beeinträchtigungen besetzter Fortpflanzungsstätten von Brutvögeln in oder an 
Gebäuden zu vermeiden, müssen die Abrissarbeiten außerhalb der Brutzeit (Anfang 
Oktober bis Ende Februar) durchgeführt werden. 

Vor Beginn der Abbrucharbeiten hat durch die ökologische Baubegleitung eine Kon-
trolle der betroffenen Gebäude auf Besatz durch Fledermäuse zu erfolgen. Die po-
tenziellen Fledermausquartiere sollen dafür tagsüber untersucht und nach indirekten 
Nachweisen überprüft werden. Dabei wird nach Hinweisen wie Kot, verfärbten 
Hangstellen, Fraßplätzen oder toten Tieren bzw. Skelettteilen Ausschau gehalten. 
Durch die hier beschriebenen Vermeidungsmaßnahmen können wirksam Verbots-
tatbestände nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG in Verbindung mit § 44 (5) Nr. 1 vermie-
den werden. 

Baumschutzmaßnahmen sind nach den Vorschriften der DIN 18920 Schutz von 
Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen durchzu-
führen. 

Gemäß § 41a (1) des Gesetzes zum Schutz der Insektenvielfalt (Änderungsgesetz 
zum BNatSchG gültig ab dem 01.03.2022) sind neu zu errichtende Beleuchtungen 
technisch und konstruktiv so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu 
betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten vor nachteiligen Auswirkun-
gen durch Lichtimmissionen geschützt sind. Es sind Leuchten zu wählen, die kein 
Streulicht erzeugen. Die Außenbeleuchtung ist auf das unbedingte erforderliche 
Mindestmaß zu beschränken. Private Dauerbeleuchtungen sind zu vermeiden. 

4.6 Archäologische Denkmalpflege 

Bei der Vergabe der Erdarbeiten hat der Bauträger / Bauherr, die ausführenden 
Baufirmen vertraglich zu verpflichten, die Archäologische Denkmalpflege, Kleine 
Pfaffengasse 10 in Speyer zu gegebener Zeit rechtzeitig den Beginn der Arbeiten 
anzuzeigen, damit diese, sofern notwendig, überwacht werden können. 

Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmal-
schutz- und -pflegegesetzes vom 23.3.1978 hinzuweisen. Danach ist jeder zu Tage 
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kommender archäologischer Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle so weit 
wie möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu 
sichern. 

Die Meldepflicht und Haftung gegenüber der Direktion Landesarchäologie gilt unver-
ändert. 

Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der archäologischen 
Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit diese Rettungsgra-
bungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen 
der heutigen archäologischen Forschung entsprechend, durchführen kann. 

Die oben genannten Punkte sind in die Bauausführungspläne als Auflagen zu über-
nehmen. 

4.7 Geotechnik 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen (z. B. zum 
genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwasser etc.) wird geotechnische Beratung durch 
ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

4.8 Bodenschutz  

Allgemeine Bestimmungen 

▪ Bei Baumaßnahmen ist darauf zu achten, dass nur so viel Mutterboden abge-
schoben wird, wie für die Erschließung des Baufeldes unbedingt notwendig ist. 
Unnötiges Befahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Freiflä-
chen ist nicht zulässig. 

▪ Bodenarbeiten sollten grundsätzlich nur bei schwach feuchtem Boden (dunkelt 
beim Befeuchten nach) und bei niederschlagsfreier Witterung erfolgen. 

▪ Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von 
Mutterboden und Unterboden durchzuführen. 

▪ Bei Geländeaufschüttungen innerhalb des Baugebiets, z. B. zum Zwecke des 
Massenausgleichs, der Geländemodellierung usw. darf der Mutterboden des Ur-
geländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für die 
Auffüllung ist ausschließlich Aushubmaterial (Unterboden) zu verwenden. 

▪ Die Bodenversiegelung durch Nebenanlagen ist auf das unabdingbare Maß zu 
beschränken, wo möglich, sind Oberflächenbefestigungen durchlässig zu gestal-
ten. 

▪ Anfallender Bauschutt ist ordnungsgemäß zu entsorgen; er darf nicht als An- 
bzw. Auffüllmaterial für Mulden, Baugruben, Arbeitsgraben usw. benutzt werden. 

▪ Bodenbelastungen, bei denen Gefahren für die Gesundheit von Menschen oder 
erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen wer-
den können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden.  

Bestimmungen zur Verwendung und Behandlung von Mutterboden 

▪ In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Grundstücksteilen sind Bodenverdich-
tungen zu vermeiden. Der bei der Errichtung von Gebäuden anfallende Erdaus-
hub ist aus ökologischen Gründen nach Möglichkeit im Rahmen der Freiflächen-
gestaltung der privaten Gartenflächen zu integrieren und einer unmittelbaren 
Nutzung zuzuführen oder wiederverwertbar auf geeigneten (gemeindeeigenen) 
Flächen in Mieten zwischenzulagern. 



Stadt Speyer Stand: 28.09.2023 
Bebauungsplan Nr. 069 II Rheinufer Nord Fassung: Frühzeitige Beteiligung 
2. Teilbebauungsplan „Industriehof“ gem. § 3 (1) und § 4 (1) BauGB 
mit örtlichen Bauvorschriften  

BEBAUUNGSVORSCHRIFTEN Seite 13 von 16 

 

23-09-28 Bebauungsvorschriften (23-09-28).docx 

▪ Für die Lagerung bis zur Wiederverwertung ist der Mutterboden maximal 2 m 
hoch locker aufzuschütten, damit die erforderliche Durchlüftung gewährleistet 
ist. 

▪ Vor Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungen durch Auf-
lockerung bis an wasserdurchlässige Schichten zu beseitigen, damit ein ausrei-
chender Wurzelraum für die geplante Bepflanzung und eine flächige Versicke-
rung von Oberflächenwasser gewährleistet sind. 

▪ Die Auftragshöhe des verwendeten Mutterbodens soll 20 cm bei Grünanlagen 
und 30 cm bei Grabeland nicht überschreiten.  

 

 

 

Stadt Speyer, den  
 
 
 
Stefanie Seiler 
Oberbürgermeisterin Planverfasser 
 
 
 
 
 
Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes 
sowie der zugehörigen planungsrechtlichen 
Festsetzungen und der örtlichen Bauvorschrif-
ten mit den hierzu ergangenen Beschlüssen 
des Stadtrates der Stadt Speyer übereinstim-
men. 
 
 
Stadt Speyer, den  
 
 
 
Stefanie Seiler 
Oberbürgermeisterin 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbe-
schluss gem. § 10 (3) BauGB ortsüblich öf-
fentlich bekannt gemacht worden ist. Tag 
des Inkrafttretens ist der _________.  
 
 
 
 
Stadt Speyer, den  
 
 
 
Stefanie Seiler 
Oberbürgermeisterin 
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5 ANHANG 

Pflanzliste 

Allgemeine Artempfehlungen 

Botanischer Name Deutscher Name 

Bäume 1. Ordnung, hochstämmig 

Acer platanoides  Spitz-Ahorn  

Acer pseudoplatanus  Berg-Ahorn  

Castanea sativa  Edelkastanie  

Fagus sylvatica  Rotbuche  

Fraxinus excelsior  Esche  

Quercus petraea  Trauben-Eiche  

Quercus robur  Stiel-Eiche  

Salix alba  Silber-Weide  

Tilia cordata  Winter-Linde  

Tilia platyphyllos  Sommer-Linde  

Ulmus glabra  Berg-Ulme  

Bäume 2. Ordnung, halbstämmig 

Acer campestre  Feld-Ahorn  

Alnus glutinosa  Schwarz-Erle  

Betula pendula  Sand-Birke  

Carpinus betulus  Hainbuche  

Malus domestica  Wildapfel  

Populus tremula  Espe  

Prunus avium  Vogel-Kirsche  

Prunus mahaleb  Weichsel-Kirsche  

Prunus padus  Trauben-Kirsche  

Pyrus pyraster  Wildbirne  

Salix caprea  Sal-Weide  

Salix fragilis  Bruch-Weide  

Salix pentandra  Lorbeer-Weide  

Salix purpurea  Purpur-Weide  

Salix triandra  Mandel-Weide  

Sorbus aria  Mehlbeere  

Sorbus aucuparia  Vogelbeere  

Sorbus torminalis  Elsbeere  

Ulmus minor  Feld-Ulme  

Sträucher 

Berberis vulgaris  Berberitze  

Cornus sanguinea  Roter Hartriegel  

Corylus avellana  Hasel  

Crataegus laevigata  Zweigriffl. Weißdorn  
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Crataegus monogyna  Eingriffl. Weißdorn  

Cytisus scoparius  Besenginster  

Daphne mezereum  Seidelbast  

Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen  

Frangula alnus  Faulbaum  

Ligustrum vulgare  Liguster  

Lonicera xylosteum  Rote Heckenkirsche  

Prunus spinosa  Schlehe  

Ribes rubrum  Schwarze Johannisbeere  

Ribes uva-crispa  Stachelbeere  

Rosa canina  Hunds-Rose  

Rosa corymbifera  Busch-Rose  

Rosa obtusifolia  Flaum-Rose  

Rosa rubiginosa  Wein-Rose  

Salix aurita  Öhrchen-Weide  

Salix cinerea  Grau-Weide  

Salix viminalis  Korb-Weide  

Sambucus nigra  Schwarzer Holunder  

Sambucus racemosa  Traubiger Holunder  

Viburnum lantana  Wolliger Schneeball  

Viburnum opulus  Wasser-Schneeball  

Fassadenbegrünung, ohne Rankhilfe 

Hedera helix Efeu (nur bei intakten Fassaden) 

Parthenocissus quinquefolia Selbstkletternde Jungfernrebe 

Parthenocissus tricuspidata Wilder Wein 

Vitis vinfera var. silvestris Wildrebe 

Fassadenbegrünung, mit Rankhilfe 

Clematis akebioides Gelbe Waldrebe 

Clematis vitalba Gewöhnliche Waldrebe 

Hydrangea petiolaris Kletterhortensie 

Rosa spec. Kletterrose 

  

  

Artempfehlungen für das allgemeine Wohngebiet 

Botanischer Name Deutscher Name 

Bäume 2. Ordnung, halbstämmig 

Acer campestre  Feld-Ahorn  

Acer platanoides Spitz-Ahorn 

Alnus glutinosa  Schwarz-Erle  

Amelanchier ovalis Felsenbirne 

Betula pendula  Sand-Birke  

Carpinus betulus  Hainbuche  
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Malus domestica  Wildapfel  

Populus tremula  Espe  

Prunus avium  Vogel-Kirsche  

Prunus mahaleb  Weichsel-Kirsche  

Prunus padus  Trauben-Kirsche  

Pyrus pyraster  Wildbirne  

Salix caprea  Sal-Weide  

Sorbus aria  Mehlbeere  

Sorbus aucuparia  Vogelbeere  

Sorbus torminalis  Elsbeere  

Sträucher 

Berberis vulgaris  Berberitze  

Cornus sanguinea  Roter Hartriegel  

Corylus avellana  Hasel  

Crataegus laevigata  Zweigriffl. Weißdorn  

Crataegus monogyna  Eingriffl. Weißdorn  

Cornus mas Kornelkirsche 

Daphne mezereum  Seidelbast  

Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen  

Frangula alnus  Faulbaum  

Ligustrum vulgare  Liguster  

Lonicera xylosteum  Rote Heckenkirsche  

Prunus spinosa  Schlehe  

Ribes rubrum  Schwarze Johannisbeere  

Ribes uva-crispa  Stachelbeere  

Rosa canina  Hunds-Rose  

Sambucus nigra  Schwarzer Holunder  

Viburnum lantana  Wolliger Schneeball  

 


